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Verteift !.l .. �.A!..lJlt�" : .. . 

0;1;. L'�iJkJ rJ-l/l 
Das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehrt 
Oberste Kraftfahrlinienbehörde beehrt sich, den beiliegenden 
Entwurf einer Kraftfahrliniengesetz novelle 1986 samt Er
läuterungen dem Präsidium des Nationalrates zuz uleiten (fünf
undzwanz igfach) und allen anderen Stellen mit dem Ersuchen zu 
übermitteln, hiez u eine allfällige Stellungnahme 

bis spätestens 27. Juni 1986 
-'I I 

anher abzugeben. Wenn bis dahin keine gegenteilige Mitteilung 
erfolgt, darf angenommen werden, daß gegen den Entwurf keine 
Einwände vorzubringen sind. 

Die begutachtenden Stel.len werden auch ausdrücklich ersucht, 
2S Abdrucke ihrer Stellungnahmen dem Präsidium des National
rates zuzuleiten. 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 
Dr. Karl Renner-Ring 3, 1017 Wien 

2. österreichische Präsidentschaftskanzlei 
Hofburg, 1014 Wien 

3. Bundeskanzleramt/Verfassungsdienst 
Ballhausplatz 2, 1014 Wien 

4. Bundeskanzleramt 
Ballhausplatz 2, 1014 Wien 
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5. Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
Ballhausplatz 2, 1014 Wien 

6. Bunde»ministerium für Bauten und Technik 
Stubenring 1, 1010 Wien 

7. Bundesministerium für Familie, Jugend 
und Konsumentenschutz 
Himmelpfortgasse 9, 1015 Wien 

8. Bundesministerium für Finanz en 
Himmelpfortgasse 4 - 8, . 1010 Wien 

9. Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
Radetz kystra�e 2, 1030 Wien 

10. Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 
Stubenring 1, 1010 Wien 

11. Bundesministerium für Inneres 
Herrengasse 7, 1014 Wien 

12. Bundesministerium für Justiz 
Huseumstra�e 7, 1016 Wien 

13. Bundesministerium für Landesverteidigung 
Dampfschiffstra�e 2, 1033 Wien 

14. Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
Stubenring 1, 1010 Wien 

15. Bundesministerium für soziale Verwaltung 
Stubenring 1, 1010 Wien 

16. Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport 
Hinoritenplatz 5, 1014 Wien 

17. Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 
Hinoritenplatz 5, 1014 Wien 

18. Generaldirektion der österreichischen Bundesbahnen 
Elisabethstra�e 9, 1010 Wien 

19. Generaldirektion der österreichische Bundesbahnen 
Kraftwagendirektion 
Gauermanngasse 4, 1010 Wien 

20. Finanzprokuratur 
Singerstra�e 17, 1010 Wien 

21. Kommission zur Vereinheitlichung und Vereinfachung 
der österreichischen Rechtsordnung 
Tegetthofgasse 3, 1010 Wien 
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22. Oberste Gerichtshof 
Schmerlingplatz 10, 1016 Wien 

23. Verfassungsgerichtshof 
Judenplatz 11, 1014 Wien 

24. Verwaltungsgerichtshof 
Judenplatz 11, 1014 Wien 

25. Rechnungshof 
Dampfschif�stra�e 2, 1033 Wien 

26. Volksanwaltschaft 
Singerstra�e 17, 1015 Wien 

27. Amt der Burgenländischen Landesregierung 
Landhaus, 7000 Eisenstadt 

28. Amt der Kärntner Landesregierung 
Arnulfplatz 1, 9010 Klagenfurt 

29. Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 
Herrengasse 9, 1014 Wien 

30. Amt der Oberösterreichischen Landesregierung 
Klosterstra�e 7, 4020 Linz 

31. Amt der Salz burger Landesregierung 
Chiemseehof, 5010 Salz burg 

32. Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
Hofgasse, 8011 Graz 

33. Amt der Tiroler Landesregierung 
Landhaus, 6020 Innsbruck 

34. Amt der Vorarlberger Landesregierung 
Landhaus, 6900 Bregenz 

35. Amt der Wiener Landesregierung 
Neues Rathaus, 1010 Wien 

36. Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt 
der Niederösterreichischen Landesregierung 
Schenkenstra�e 4, 1010 Wien 

37. Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
Wiedner Hauptstra�e 63, 1045 Wien 

38. Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
Verkehr.politische Abteilung 
Wiedner Hauptstra�e 63, 1045 Wien 
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39. Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
Bundessektion Verkehr 
Fachverband der Autobusunternehmungen 
Wiedner Hauptstra6e 63, 1045 Wien 

40. Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
Bundessektion Verkehr 
Fachverband der Schienenbahnen 
Wiedner Hauptstra�e 63, 1045 Wien 

41. österreichischer Arbeiterkammertag 
Prinz EUgen-Stra�e 20 - 22, 1041 Wien 

42. Präsidentenkonferenz der Land
wirtschaftskammern österreichs 
Löwelstra6e 12, 1014 Wien 

43. österreichischer Landarbeiterkammertag 
Marco d'Avianogasse 1, 1015 Wien 

44. österreichischer Rechtsanwaltskammertag 
Rotenturmstra�e 13, 1010 Wien 

45. österreichische Notariatskammer 
Landesgerichtsstra6e 20, 1010 Wien 

46. Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
Bennoplatz 4, 1080 Wien 

47. Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
Bauernmarkt 8, Stiege 1, 1010 Wien 

48. österreichischer Städtebund 
Neues Rathaus, 1010 Wien 

49. österreichischer Gemeindebund 
Johannesgasse 15, 1010 Wien 

50. österreichischer Gewerkschaftsbund 
Hohenstaufengasse 10 - 12, 1010 Wien 

51. Vereinigung österreichischer Industrieller 
Schwarzenbergplatz 4, 1030 Wien 

52. Vereinigung österreichischer Richter 
Justizpalast, 1010 Wien 
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53. Rektorenkonferenz 
Schottengasse 1, 1010 Wien 

54. österreichische Gesellschaft für 
Gesetzgebungslehre 
Freyung 6/2/2/4, 1010 Wien 

Für die Richtigkeit 

Wien, am 15. Mai 1986 
Für den Bundesminister: 

Dr. Weber 

der Ausfertigu ;�� 
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BUNDE SM I N I STER I UM FüR öFFENTL I CHE WIRTSCHAFT UND VERI<�EHR 

Beilage A z u  Zl. 134. 017/1-IV/8/86 

• • • • •  Bundesgesetz vom • • • • • • • • • • • • •  • • • •  , mit dem das 
Kraftfahrliniengesetz 1952 geändert wird (KflG-Novelle 1986) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

A r t  i k eI l: 

Das Kraftfahrliniengesetz 1952, BGBI.Nr. 84, in der Fassung 
des Bundesgesetz es BGBl.Nr. 265/1966 und des Art. I, Z. 5 des 
Bundesgesetz es BGBl.Nr. 20/1970 wird wie folgt geändert: 

1. Im § 2 wird der Punkt nach der Z. 3 durch einen Strich
punkt ersetz t, danach wird folgende Z. 4 angefügt: 

"4. die Kraftfahreinrichtungen von Unternehmen des öffent
lichen Eisenbahnverkehres, die aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen als teilweiser Ersatz für Züge mit bahneigenen Omni
bussen der Beförderung von Personen und Reisegepäck z um Per
sonenbeförderungstarif der Bahn in die von den ersetz ten 
Zügen bedienten Orte dienen. Derartige Kraftfahreinrichtungen 
sind vor Inbetriebnahme unter Nachweis der überwiegenden Auf
rechterhaltung des Zugsverkehres sowie unter Angabe der 
Fahrtstrecken und der Fahrpläne dem Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr anz uz eigen. " 

2. An § 4 wird folgender Absatz angefügt: 

"(5) Wird als Ersatz für einen Eisenbahnpersonenverkehr, 
dessen dauernde Einstellung gemäß § 29 des Eisenbahngesetz es 
1957 beantragt worden ist, um eine Konz ession z um Betrieb 
einer Kraftfahrlinie angesucht, so ist, soferne bloß die 
bisher geführten Züge durch Kraftfahrlinienkurse ersetz t 
werden sollen, auch bei Vorliegen gleichartiger Verkehrsbe
dienungsangebote anderer Kraftfahrlinienunternehmen das 
Unternehmen des öffentlichen Eisenbahnverkehres für den Fall 
der Bewilligung der dauernden Einstellung vorrangig z u  be
rücksichtigen. Bei Kursführungen über den Umfang der er
setz ten Züge hinaus sind, insoweit der Schutz einer 
Kraftfahrlinie, in deren Verkehrsbereich die neue Linie 
fällt, dies erfordert, Auflagen im Sinne des § 6 Abs. 3 vor
z uschreiben." 
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Ar t i k e I 11: 

Mit der Vollz iehung diese Bundesgesetz es ist der Bundes
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr betraut. 

255/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 7 von 10

www.parlament.gv.at



BUNDESMINISTERIUM FüR öFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND VERKEHR 

Beilage B z u  Zl. 134. 017/1-IV/8/86 

V O R  B L A T T 

1. Problem: 

Schaffung gesetz licher Grundlagen, um Schienenkurse, deren 
Betrieb unwirtschaftlich ist, für die jedoch ein .Verkehrsbe
dürfnis besteht, durch geeignete Kraftfahreinrichtungen z u  
ersetz en. 

Bevor die Einstellung eines Personenverkehres nach § 29 des 
Eisenbahngesetz es bewilligt wird, ist ein notwendiger Ersatz 
verkehr sicherz ustellen. Es soll eine spez ielle Regelung im 
Kraftfahrliniengesetz für einen ersatz weisen Kraftfahrlinien
verkehr des Eisenbahnunternehmens getroffen werden. 

2. Ziel: 

-Teilweiser Ersatz unwirtschaftl-icher SchieRen-kurse durch 
Kraftfahreinrichtungen, die keiner Konz essionspflicht unter-
1 iegen. 

D9m Eisenbahnunternehmen soll weiters ein Vorrang bei der 
Erteilung einer Kraftfahrlinienkonz ession für den Ersatz ver
kehr eingeräumt werden. 

3. Inhalt: 

Gesetz liche Regelung für den Nachfolge- und Schienenersatz 
verkehr. 

4. Alternativen: 

Keine 

5. Kosten: 

Aus der Novelle würden dem Bund keine Mehrbelastungen er
wachsen. 
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BUNDESMINISTERIUM FüR öFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND VERKEHR 

Beilage C zu Zl. 134. 017/1-IV/8/86 

E R L Ä U T E R U N  G E N  
========================= 

A. Allgemeiner Teil 

Eisenbahnunternehmen sind auf grund ihrer juridischen Kon
struktion dem Gesellschafts- oder Vertragsrecht entsprechend 
nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen. Für die österrei
chischen Bundesbahnen wird dies durch § 2 des Bundesbahnge
setzes normiert. 

Um eine wirtschaftliche Betriebsführung des Personenver
kehres in Problemgebieten zu gewährleisten, bestehen prin
zipiell zwei Möglichkeiten: 

teilweiser Ersatz von Zügen unter Aufrechterhaltung des 
Zugsverkehres oder 
gänzliche Umstellung auf einen Omnibusverkehr. 

Dem Eisenbahnunternehmen soll die Möglichkeit eröffnet wer
den, einzelne Kurse, für die ein Verkehrsbedürfnis zwar be
steht, welches aber wegen der geringen Frequenz die Führung 
eines Zuges nicht rechtfertigt, durch Omnibuskurse zu er
setzen. 

Vor Bewilligung der Einstellung des Eisenbahnverkehres ist 
ein im öffentlichen Interesse notwendiger und wirtschaftlich 
zumutbarer Ersatzverkehr sicherzustellen. Das könnte dazu 
führen, da� einen kaufmännisch interessanten Kraftfahrlinien
ersatzverkehr ein anderes Unternehmen erhält, das Eisenbahn
unternehmen aber kaufmännisch weniger interessante Kraftfahr
linien selbst führen mu�, wenn es einen wirtschaftlich nicht 
mehr zumutbaren Schienenverkehr einstellen will. Dazu kommt, 
da� das Eisenbahnunternehmen ja schon bisher im gegenständ
lichen Verkehrsbereich eine linienmä�ige Verkehrsleistung er
bracht und die Verkehrsbedürfnisse eines Benützerkreises be
friedigt hat. 

Auch bringt die Einschränkung oder die Einstellung des Per
sonenverkehres auf der Schiene strukturelle Probleme für das 
Eisenbahnunternehmen mit sich, die gegebenenfalls dadurch 
gemildert werden können, da� das Eisenbahnunternehmen seine 
besonders unrentabel gewordenen Schienenverkehrsleistungen 
teilweise oder gänzlich durch Omnibuskurse ersetzen kann. 
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BUNDESMINISTERIUM FüR öFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND VERKEHR 

Beilage D zu Zl. 134. 017/1-IV/8/86 

B. Besonderer Teil 

1. Zu Ziff. 1 ( §  2 Ziff. 4) : 

Durch diese Te>:tierung sollen jene Verkehre von der Konzes
sion.pflicht ausgenommen werden, die von den Bahnen anstelle 
von Schienenkursen durchgeführt werden können, und die der 
aus wirtschaftlichen Gründen gebotenen Anpassung des Ver
kehrsangebotes an die Verkehrsnachfrage dienen. 

Um von vornherein klarzustellen, daD es sich hiebei nur um 
Verkehre handelt, die als Ersatz für wirtschaftlich besonders 
unrentable Schienenkurse geführt werden, ist der überwiegende 
Teil der Kurse weiterhin im Eisenbahnverkehr zu führen. Die 
Fahrtstrecken und die Fahrpläne sind dem Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr anzuzeigen. 

Wegen der Ausnahme von der Konzessionspflicht und der Anwen
dung des Bahntarifes werden die Haltepunkte dieser Kraft
fahreinrichtungen gegenüber den Haltestellen des Kraftfahr
linienverkehres gesondert festzusetzen und zu kennzeichnen 
sein. 

2. Zu Ziff. 2 (I 4 Abs. 5) : 

Dem öffentlichen Eisenbahnunternehmen soll bei der Er
teilung einer Konzession und beim Betrieb dieser Kraftfahr
linie ein Vorrang eingeräumt werden, wenn es nach Einstellung 
des Schienenpersonenverkehres im HöchstausmaD der Anzahl und



im wesentlichen zu den Zeiten der ersetzten Züge für einen 
Kraftfahrlinienersatzverkehr sorgt. 

Soferne dieser Umfang aber überschritten wird, und die neue 
Kraftfahrlinie in Konkurrenz zu einer bereits bestehenden 

- Kraftfahrlinie treten würde, sind die wohl erworbenen Rechte 
des bisherigen Konzessionsinhabers durch Vorschreibungen von 
Auflagen gemäD Kraftfahrliniengesetz zu schützen. 
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